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Kapitel 8: Demokratie, Menschenrechte und Sicherheit 1 

8.1 Ein Rechtsstaat für alle, nicht nur für die Mächtigen 2 

Ein demokratischer Rechtsstaat muss für alle gelten: unabhängig von Einkommen, 3 
Vermögen oder gesellschaftlicher Stellung. Doch nicht nur in Nordrhein-Westfalen erleben 4 
viele Menschen das Gegenteil. Während Beschäftigte um ihren Lohn kämpfen, Betriebsräte 5 
eingeschüchtert werden und soziale Rechte oft nur mühsam durchgesetzt werden können, 6 
bleiben Wirtschaftskriminalität, Steuerhinterziehung und Rechtsverstöße großer Konzerne 7 
häufig ohne spürbare Konsequenzen. 8 

Schutz für Arbeitnehmer*innen 9 

Für Die Linke bedeutet Sicherheit auch, dass Arbeitnehmer*innen vor Ausbeutung geschützt 10 
werden, dass Steuergesetze auch für Millionär*innen und Konzerne gelten und dass jede 11 
und jeder sein Recht unabhängig von Geldbeutel und gesellschaftlichem Einfluss 12 
durchsetzen kann. Ein funktionierender Rechtsstaat misst sich nicht daran, wie hart er 13 
gegen die Schwächsten vorgeht, sondern daran, ob er den Mut hat, sich mit den Mächtigen 14 
anzulegen. 15 

Starker Rechtsstaat gegen Finanz- und Steuerkriminalität 16 

Deshalb setzen wir uns für eine konsequente Verfolgung von Unternehmens- und 17 
Finanzkriminalität, für starke Kontroll- und Ermittlungsbehörden sowie für eine Justiz ein, die 18 
personell und finanziell so ausgestattet ist, dass sie ihre Aufgaben wirksam erfüllen kann. 19 
Wer Recht hat, darf nicht jahrelang auf eine Entscheidung warten müssen. Und wer Gesetze 20 
bricht, darf sich weder mit Geld noch mit Einfluss seiner Verantwortung entziehen. 21 

Wir wollen einen Rechtsstaat, der soziale Gerechtigkeit stärkt, demokratische 22 
Mitbestimmung schützt und das Vertrauen der Menschen in Recht und Gesetz erneuert. 23 
Recht muss für alle gelten – gerade auch für diejenigen, die über besondere wirtschaftliche 24 
und gesellschaftliche Macht verfügen. 25 

Rechtsordnung schützen 26 

Die Sicherheitsdebatte wird von der NRW-Landesregierung regelmäßig auf die Polizei und 27 
ihre Aufgaben verengt. So sollen tiefe Grundrechtseingriffe für die Mehrheit gerechtfertigt 28 
werden. Sicherheit bedeutet aber, die ganze Rechtsordnung zu schützen. Das ist 29 
insbesondere nötig gegenüber denen mit großer gesellschaftlicher Macht. Wenn es aber um 30 
kriminelle Machenschaften der wirtschaftlich Mächtigen geht, drückt die Landesregierung 31 
beide Augen zu. 32 

8.1.1. Straftaten gegen Arbeitnehmer*innen 33 

Immer mehr Unternehmen bereichern sich rechtswidrig auf Kosten ihrer Beschäftigten. Im 34 
Wach- und Sicherheitsgewerbe bauen beispielsweise ganze Geschäftsmodelle darauf auf, 35 
den Beschäftigten ihre Zuschläge nicht auszuzahlen. Nur wer klagt, bekommt sein Geld. 36 
Obwohl das teils gängige Praxis ist, finden keine Ermittlungen wegen möglichen Betrugs 37 
gegen die Arbeitgeber statt. 38 
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In weiteren Branchen werden Arbeitsschutzregeln wie gesetzliche Pausen- und 39 
Höchstarbeitszeiten konsequent missachtet, insbesondere in der Pflege, im 40 
Transportgewerbe und in der Fleischindustrie. Hier müssen die Arbeitsschutzbehörden 41 
einschreiten. Wer nur alle paar Jahrzehnte mit einer Kontrolle rechnen muss, für den rechnet 42 
sich der Rechtsbruch. Das dürfen wir in einem Rechtsstaat nicht hinnehmen. Es braucht 43 
regelmäßige Kontrollen aller Betriebe durch die Arbeitsschutzbehörden. 44 

Dies gilt auch für die Ausbeutung von Auszubildenden und Beschäftigten, die im Rahmen 45 
der Fachkräfteeinwanderung aus dem Ausland angeworben werden. Sie werden häufig in 46 
prekäre und ausbeuterische Beschäftigungsverhältnisse gezwungen und vielfach von 47 
dubiosen Vermittler*innenn mit betrügerischen Geschäftsmodellen angeworben. Aufgrund 48 
der finanziellen Abhängigkeit und des nicht gesicherten Aufenthaltsstatus werden solche 49 
Machenschaften meistens leider nicht aufgedeckt. Deshalb braucht es regelmäßige 50 
Kontrollen, verlässliche Strukturen und Zertifizierungen von Arbeitgebern und 51 
Arbeitsvermittlern, um hier ausbeuterische Unternehmen und Vermittler zu bestrafen. 52 

Auf Landesebene gibt es Handlungsmöglichkeiten für einen besseren Arbeitsschutz, die voll 53 
ausgeschöpft werden sollten. 54 

Als Linke wollen wir: 55 
• stärkere Kontrollen durch die Arbeitsschutz-Behörden NRW 56 
• mehr Arbeitsschutzprüfungen, 57 
• höhere Strafen bei Verstößen, 58 
• anonyme mehrsprachige Meldestellen, 59 
• Konzentration der Arbeitsschutzbehörden,  60 
• Kontrollen besonders belasteter Branchen. 61 

Gegen Union-Busting 62 

Auch die Organisation der arbeitenden Menschen in den Betrieben wird immer offener 63 
bekämpft. Betriebsräte werden bedroht, Betriebsratswahlen werden unterbunden. Teilweise 64 
verschreiben sich ganze Anwaltskanzleien der Mission, die Gewerkschaften und 65 
Betriebsräte zu behindern. Das schädigt den Lebensstandard der Mehrheit der Bevölkerung 66 
und gefährdet die Demokratie. Nicht selten wären diese Handlungen sogar strafbar. In der 67 
Praxis kommt es aber so gut wie nie zu Verfahren. Hier fehlt den Staatsanwaltschaften die 68 
Kompetenz, denn die Rechtslage und Beweisführung unterscheiden sich erheblich im 69 
Vergleich zu anderen Delikten. 70 

Deshalb fordern wir Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Delikte am Arbeitsplatz, 71 
insbesondere für Straftaten nach dem Betriebsverfassungsgesetz. 72 

8.1.2. Steuerhinterziehung 73 

Auch Die Steuerhinterziehung wird von den Regierungsparteien in Bund und Land bislang 74 
völlig vernachlässigt. In Deutschland gehen dem Staat durch Steuerhinterziehung jedes Jahr 75 
ca. 100 Milliarden Euro verloren, das richtet auch in NRW große Schäden an. Die Täter*innen 76 
entscheiden sich meistens bewusst für die Kriminalität. Sie glauben, dass sie aufgrund ihres 77 
Geldes über dem Gesetz stünden. Doch gerade diese Täter*innen, die uns alle ohne Not für 78 
ihre Gewinne schädigen, fasst der Staat nur mit Samthandschuhen an. Auch die Finanzämter 79 
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sind zu schwach aufgestellt. Deshalb werden vor allem kleine, übersichtliche Betriebe 80 
überprüft. Für diese sind die Belastungen hoch. Gleichzeitig bleiben Banken und 81 
Großkonzerne oft unbehelligt. Gerade der Cum-Ex Skandal zeigt aber, dass bei den Großen 82 
viel mehr zu holen ist. Schon jetzt bringt jede*r Steuerfahnder*in dem Staat pro Jahr rund 83 
eine Million Euro ein. Dass die Regierung die Finanzämter nicht weiter ausstattet, zeigt also, 84 
dass sie das Geld der Reichen offensichtlich nicht will. 85 

Finanzkriminalität entschlossen bekämpfen 86 

Dieser Eindruck verhärtet sich auch durch den Umgang des nordrhein-westfälischen 87 
Justizministers Benjamin Limbach (Bündnis 90/Die Grünen) mit der 88 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft Köln. Diese hat einigen kriminellen Bankern das Handwerk 89 
gelegt, auf Verurteilungen hingewirkt und damit auch den Beweis erbracht, dass die Cum-Ex 90 
Geschäfte strafbar waren. Doch anstatt die Abteilung aufzustocken, versuchte Minister 91 
Limbach sie aufzuspalten und zu entmachten. 92 

Wir wollen eine konsequente Verfolgung von Finanzkriminalität im Landtag erreichen. 93 

Als Linke wollen wir: 94 
• mehr Personal für die Schwerpunktstaatsanwaltschaften Wirtschaftskriminalität 95 
• den Einsatz der Landesregierung für die Errichtung einer bundesweiten Finanzpolizei 96 

und bis dahin Vernetzung von Finanzämtern, Staatsanwaltschaften, Polizei und Zoll 97 
• Cum-Ex und Cum-Cum lückenlos aufklären und Täter verurteilen 98 
• Praxis der Einstellung gegen Auflagen bei schweren Steuerdelikten einstellen. Der 99 

Rechtsstaat darf nicht mehr käuflich sein 100 

8.1.3. Für eine soziale und handlungsfähige Justiz 101 

Notwendig ist eine gute personelle und materielle Ausstattung der Justiz, insbesondere der 102 
besonders belasteten Arbeits-, Sozial- und Verwaltungsgerichte. Jahrelange Verfahren sind 103 
eine massive Belastung für die Betroffenen. Auch für eine funktionierende Wirtschaft sind 104 
schnelle Verfahren nötig. 105 

In Verwaltungsverfahren sollte deshalb das Widerspruchsverfahren wieder eingeführt 106 
werden. Wir wollen den Betroffenen eine Wahlmöglichkeit geben, zunächst Widerspruch bei 107 
der jeweiligen Behörde einzulegen oder vor dem zuständigen Gericht zu klagen. 108 

Jurist*innenausbildung verbessern – Personalmangel verhindern 109 

Der Personalmangel an den Gerichten muss dringend behoben werden. Auch deshalb, weil 110 
bis 2030 weitere rund 40 Prozent aller Richter*innen in Rente gehen werden. 111 

Dafür braucht es jedoch eine qualitative und ansprechende Jurist*innenausbildung. Die 112 
Landesregierung aus CDU und Bündnis 90/Die Grünen hat bisher nur Verschlechterungen 113 
auf den Weg gebracht: Bis 2025 war es möglich im ersten Staatsexamen „Abzuschichten“, 114 
also nicht alle Prüfungen direkt hintereinander zu schreiben. Dadurch konnten die 115 
Studierenden etwas Stress aus der ohnehin belastenden Examensvorbereitung nehmen. 116 
Diese Möglichkeit wurde ihnen jetzt genommen. Wir wollen das Abschichten wieder 117 
einführen. Zudem wollen wir den Pflichtfachstoff für das erste Examen stärker eingrenzen: 118 
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Wir wollen keine Juriste*innen, die möglichst viel auswendig lernen können, sondern solche, 119 
die Gesetze gut auslegen und anwenden können. 120 

Die Rechtsreferendariatsstellen wurden gekürzt, so dass die Wartezeit inzwischen bis zu 121 
zwei Jahre beträgt. Länder wie Bayern und Thüringen machen vor, dass Kapazitäten an die 122 
Nachfrage angepasst werden können. NRW riskiert hingegen eine Abwanderung von jungen 123 
Jurist*innen in andere Bundesländer. Wir wollen die Wartezeiten für das Referendariat 124 
abschaffen und die Bezahlung der Referendar*innen, die so genannte „Unterhaltsbeihilfe“ 125 
von derzeit 1.475,17€ im Monat deutlich erhöhen. Selbst im deutlich ärmeren Thüringen 126 
beträgt diese schon 1.782,92 Euro.  127 

8.1.4 Für ein Nordrhein-Westfalen, dass allen Menschen Sicherheit bietet 128 

Sicherheit bedeutet für uns als Linke mehr als Polizei, Strafrecht und Überwachung. Echte 129 
Sicherheit entsteht vor allem dort, wo Menschen ein gutes Leben führen können. 130 
Voraussetzung dafür sind eine gute soziale Absicherung, bezahlbarer Wohnraum, gute 131 
Bildungs- und Freizeitangebote, wirksame Gewaltprävention und eine Gesellschaft, die 132 
niemanden ausgrenzt und zurücklässt. Sicherheit entsteht nicht durch immer schärfere 133 
Gesetze, sondern durch gute Lebensbedingungen sowie durch soziale, kulturelle und 134 
gesellschaftliche Teilhabe und wirksame Prävention. 135 

Deshalb betrachten wir Innenpolitik nicht isoliert, sondern als Teil einer umfassenden Politik 136 
für sozialen Zusammenhalt, Demokratie und gleiche Teilhabe. Wer Kriminalität und 137 
Unsicherheit wirksam bekämpfen will, muss ihre Ursachen angehen. Das sind unter anderem 138 
Armut, Perspektivlosigkeit, Diskriminierung, Wohnungslosigkeit und soziale, kulturelle und 139 
gesellschaftliche Spaltung. 140 

Sicherheitsbegriff breiter fassen 141 

Wir setzen auf den Ausbau von Sozialarbeit, Jugendhilfe, Suchtberatung, psychosozialer 142 
Versorgung und Resozialisierung. Kommunen sollen dabei unterstützt werden, passgenaue 143 
und praxistaugliche Konzepte für Sicherheit und Zusammenhalt zu entwickeln, die soziale 144 
Hilfen mit Präventionsarbeit verbinden. Ehrenamtliches Engagement, Initiativen zur Stärkung 145 
von Demokratie und gesellschaftlichem Zusammenhalt sowie die Unterstützung von 146 
Betroffenen von Hassgewalt wollen wir stärken. 147 

Prävention stärken 148 

Mehr Sicherheit für die Bevölkerung und starke Bürger*innenrechte sind kein Widerspruch. 149 
Wir setzen auf eine faktenbasierte Innenpolitik, die Prävention stärkt, demokratische 150 
Institutionen schützt und das Vertrauen zwischen Staat und Bevölkerung fördert. Statt 151 
autoritärer Symbolpolitik, immer neuer Überwachungsbefugnisse, digitaler Ausforschung 152 
und Einschränkungen von Grundrechten wollen wir die sozialen Ursachen von Kriminalität 153 
bekämpfen, Präventionsangebote ausbauen, die Sicherheitsbehörden gut ausstatten und 154 
diese zugleich demokratisch kontrollieren. Unser Ziel ist ein Nordrhein-Westfalen, das 155 
Freiheit, soziale Gerechtigkeit und Sicherheit für alle Menschen gewährleistet und 156 
zusammendenkt. 157 

Die Diskriminierung und pauschale Vorverurteilung bestimmter Bevölkerungsgruppen, 158 
insbesondere von migrantisch gelesenen Menschen mit internationaler Familiengeschichte 159 
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lehnen wir strikt ab. Auch hier kann nur durch rechtzeitige Prävention und sprach- kultur- 160 
und religionssensibler Programme die zum Teil schwierige soziale und wirtschaftliche 161 
Situation von Menschen verbessert werden, damit diese nicht in kriminellen, 162 
radikalreligiösen oder rechtsradikalen Milieus Anschluss finden. 163 

Als Linke wollen wir: 164 
• den Ausbau und die bedarfsgerechte Finanzierung von Präventionsprogrammen, 165 

Sozialarbeit, Jugendhilfe, Suchtberatung, psychosozialer Versorgung und 166 
Resozialisierungsmaßnahmen 167 

• die Kommunen dabei unterstützen, passgenaue Konzepte für Sicherheit und 168 
Zusammenhalt zu entwickeln, die soziale Hilfen mit Präventionsarbeit verbinden 169 

• ehrenamtliches Engagement, demokratische Initiativen und die Unterstützung von 170 
Betroffenen von Hassgewaltstärken 171 

8.1.4.1 Sicherheitspolitik neu denken: Für einen innenpolitischen Kurswechsel 172 

Die Polizei muss sich auf ihre Kernaufgaben konzentrieren. Diese sind der Schutz vor 173 
Gewalt, die Verfolgung von Straftaten und die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit. 174 
Gesellschaftliche Probleme wie Wohnungslosigkeit, Suchterkrankungen oder Armut lassen 175 
sich nicht mit Strafverfolgung lösen. Statt Menschen noch weiter an den Rand der 176 
Gesellschaft zu drängen, wollen wir ihnen Perspektiven eröffnen und ihre Teilhabe fördern. 177 

Medienwirksame Razzien in sogenannten Shisha-Bars und anderen migrantisch geprägten 178 
Milieus verfestigen die Vorurteile gegenüber Menschen mit internationaler 179 
Familiengeschichte, die damit pauschal als kriminell und nicht gesetzestreu abgestempelt 180 
werden. Dabei lenkt man von Kriminellen ab, die in ganz anderen Größenordnungen Steuern 181 
hinterziehen (siehe Cum-Ex und Cum Cum) oder bei öffentlichen Ausschreibungen und 182 
Vergaben Korruption Vorschub leisten und damit Steuergelder veruntreuen. 183 

Bagatelldelikte entkriminalisieren 184 

Wir wollen eine Polizei, die sich auf den Schutz vor Gewalt, die Verfolgung von Straftaten 185 
und die Verkehrssicherheit konzentriert.  Statt erhebliche Ressourcen für die strafrechtliche 186 
Verfolgung von Armuts- und Bagatelldelikten wie Schwarzfahren, Containern etc. 187 
einzusetzen, wollen wir soziale Probleme mit sozialen Lösungen angehen. Polizeiliche 188 
Ressourcen darauf zu verwenden, Drogendelikte und Beschaffungskriminalität von 189 
Suchtkranken zu verfolgen, Armutsdelikte wie Schwarzfahren zu sanktionieren oder 190 
Obdachlose zu verdrängen, hat für uns nichts mit der Kernarbeit von Polizeibehörden zu tun. 191 

Soziale Lösungen statt Repression 192 

Wir benötigen in NRW mehr Ressourcen für soziale Arbeit, bezahlbaren Wohnraum, 193 
Obdachlosenunterkünfte und Zugang zu psychologischer Unterstützung für alle, die sie 194 
brauchen. Wir wollen, dass Menschen in schwierigen Lebenssituationen in die Gesellschaft 195 
integriert werden. Gerade die Strafverfolgung und Gefängnisstrafen treiben diese Menschen 196 
weiter in die Kriminalität. Dadurch werden Leben zerstört, und die Sicherheit der 197 
Bevölkerung beeinträchtigt. 198 
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Besonders bei Jugendlichen gilt: Gute Bildung, Ausbildung, Freizeitangebote und soziale 199 
Unterstützung verhindern Straftaten wirksamer als härtere Strafen. Deshalb setzen wir auf 200 
Prävention, Konfliktbearbeitung und Chancen statt auf Abschreckung und „Wegsperren“. 201 

Wir wollen Nordrhein-Westfalen zu einem Land machen, das soziale Sicherheit schafft und 202 
dadurch Kriminalität nachhaltig reduziert. 203 

Menschen, die zu Haftstrafen verurteilt werden, sollen in der Zeit der Haft bestmöglich 204 
befähigt werden, danach ein selbstständiges und straffreies Leben zu führen. Dafür braucht 205 
es ausreichend Therapie- und Ausbildungsmöglichkeiten sowie genug gut ausgebildetes 206 
und hoch motiviertes Personal in den Justizvollzugsanstalten.  207 

Für psychisch- und suchterkrankte Gefangene fehlt es an Plätzen in spezialisierten 208 
forensischen Kliniken. Häufig scheitern die dringend notwendigen Aus- und Neubauten an 209 
den Ängsten der Menschen, die in den jeweiligen Kommunen leben. Auch zur Überwindung 210 
dieser Ängste ist die optimale personelle Ausstattung mit Wach- und Betreuungskräften der 211 
Königsweg.  212 

Wir lehnen die verdachtslose Personenkontrolle durch die Polizei ab, da dies die betroffenen 213 
Menschen stigmatisiert und als potenzielle Täter / Kriminelle erscheinen lässt und sie damit 214 
in Ihrer Würde als Mensch verletzt. Wir fordern die konsequente Durchsetzung des Verbots 215 
von Identitätsfeststellungen aufgrund des äußeren Erscheinungsbildes der Personen (u.a. 216 
Racial Profiling). 217 

Als Linke wollen wir: 218 
• flächendeckende Angebote psychologischer Versorgung, Ausbau der Forensikplätze 219 
• alle Möglichkeiten des Weisungsrechts nutzen, um Strafverfolgung von 220 

Schwarzfahrer*innen einzuschränken. 221 
• Ausbau der Resozialisierungsmaßnahmen im Strafvollzug und in der Bewährungshilfe 222 
• Arbeitsschutz und mindestens den Mindestlohn, wo möglich den Tariflohn für 223 

Inhaftierte, die Produktionsarbeit leisten   224 
• einen bedarfsgerechten Personalschlüssel in den Haftanstalten und den Ausbau der 225 

dortigen Sozialarbeit 226 
• eine Ausbildungs- und Einstellungsoffensive im Justizvollzugsdienst, kürzere 227 

Arbeitszeiten und ein Recht auf regelmäßige Supervision 228 

8.1.4.2 Polizei demokratisch kontrollieren, Arbeitsbedingungen verbessern, Grundrechte 229 
schützen 230 

Die Polizei hat eine besondere Verantwortung. Sie darf in Grundrechte eingreifen und 231 
Gewalt anwenden. Gerade deshalb braucht sie klare gesetzliche Grenzen, Transparenz und 232 
wirksame demokratische Kontrolle. Vertrauen entsteht nicht durch Wegsehen, sondern 233 
durch Aufklärung, Fehlerkultur und überprüfbares Handeln. Das ist auch im Sinne der 234 
Beamt*innen, die aus Überzeugung in den Polizeidienst eingetreten sind, um Menschen zu 235 
schützen und die sich an Recht und Gesetz halten. 236 

Wir wollen daher, dass der Polizeibeauftragte in NRW mit mehr Personal, erweiterten 237 
Befugnissen und gesichertem Zugang zu Akten, Daten und Bodycam-Aufnahmen 238 



7 

 

ausgestattet wird. Fälle rechtswidriger Polizeigewalt und diskriminierender Kontrollen 239 
müssen vollständig und unabhängig untersucht werden können. 240 

Gute Arbeit auch für Polizist*innen 241 

Gute Polizeiarbeit braucht gute Arbeitsbedingungen. Überlastung, unbezahlte Mehrarbeit 242 
und die hohe Anzahl an Großeinsätzen schaden den Beschäftigten und der Sicherheit. Wir 243 
setzen uns für kürzere Arbeitszeiten, den Abbau unbezahlter Überstunden und bessere 244 
Aus- und Fortbildung ein – insbesondere im Umgang mit Menschen in psychischen Krisen. 245 
Ergänzend wollen wir multiprofessionelle Krisenteams aufbauen, die unabhängig von der 246 
Polizei arbeiten und an Notrufstrukturen angebunden sind. 247 

Aus- und Fortbildung neu aufstellen 248 

Wir wollen eine moderne Polizeiausbildung, die fachliche Kompetenz mit wissenschaftlichem 249 
Arbeiten, gesellschaftlicher Reflexion und einer konsequenten Orientierung an den 250 
Grundrechten verbindet. Die Aus- und Fortbildung der Polizei soll regelmäßig unabhängig 251 
evaluiert und weiterentwickelt werden. 252 

Die CDU setzt weiter auf die sog. Bagatellgrenze, nach der jede Beamtin bzw. jeder Beamte 253 
fünf Überstunden pro Monat kostenlos leisten muss. So werden jeden Monat tausende 254 
Stunden Arbeit nicht bezahlt, bei einer Wochenarbeitszeit von 41 Stunden. Wer überarbeitet 255 
ist, macht mehr Fehler, ist leichter gereizt und damit auch eher bereit unverhältnismäßig hart 256 
einzugreifen. Schlechte Arbeitsbedingungen bei der Polizei stärken weder die Sicherheit 257 
noch erleichtern sie die polizeiliche Alltagsarbeit.   258 

Unser Ziel ist eine handlungsfähige, bürgerrechtsorientierte Polizei in NRW, die gut 259 
ausgestattet, demokratisch kontrolliert sowie sozial eingebettet und konsequent auf den 260 
Schutz aller Menschen ausgerichtet arbeitet. 261 

Als Linke wollen wir: 262 
• kürzere Arbeitszeiten und bessere Arbeitsbedingungen für Polizeibeamt*innen 263 
• die Abschaffung der sogenannten Bagatellgrenze für Überstunden 264 
• verpflichtende Fortbildungen für die Einsatzkräfte im Umgang mit Menschen in 265 

psychischen Ausnahmesituationen 266 

Grundrechtseingriffe minimieren 267 

Die Polizei ist zu den tiefgreifendsten Grundrechtseingriffen – bis hin zum Todesschuss – 268 
befugt. Das Ziel muss aber immer sein, Eingriffe so gering wie möglich zu halten. In den 269 
letzten Jahren sind die Grundrechtseinschränkungen aber immer weiter ausgedehnt 270 
worden. 271 

2022 ist etwa das Versammlungsrecht in NRW massiv eingeschränkt worden. So kann die 272 
Polizei die Herausgabe der Namen von Ordnern verlangen. Wer wegen seines politischen 273 
Engagements private oder berufliche Nachteile befürchten muss, wird seine Rechte nicht 274 
unbefangen wahrnehmen können. Deshalb dürfen Anmelder*innen von Versammlungen 275 
nicht gezwungen werden, die persönlichen Daten der Ordner*innen an die Polizei zu 276 
übermitteln. 277 
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Todesfälle bei Polizeieinsätzen verhindern und aufarbeiten 278 

Polizeibeamt*innen werden inzwischen mit Distanzelektroimpulsgeräten (sogenannten 279 
Tasern) ausgerüstet. Einsätze mit Tasern bergen ähnlich wie Pfefferspray die Gefahr, 280 
potenziell tödlich wirken zu können. Für Menschen mit Herz-Lungen-Erkrankungen, 281 
Konsument*innen von Drogen oder Personen, die auf Medikamente (z. B. Psychopharmaka) 282 
angewiesen sind, können sie schnell eine tödliche Gefahr darstellen. Die Linke lehnt die 283 
flächendeckende Ausrüstung mit Distanzelektroimpulsgeräten daher ab. Zugleich fordern 284 
wir die Einführung einer Statistik über Todesfälle, die im Zusammenhang von polizeilichen 285 
Einsätzen mit Pfefferspray sowie Tasern stehen und eine Untersuchung entsprechender 286 
Fälle.    287 

Unabhängige Kontrolle der Polizei, rechte Strukturen bekämpfen 288 

Recht und Gesetz müssen für alle gelten. Im Dienst tragen Polizist*innen eine besondere 289 
Verantwortung. Als Beamt*innen sind sie Recht und Gesetz verpflichtet. Der Staat ist 290 
gehalten, die Polizei wirksam zu kontrollieren, Fehlverhalten zu ahnden und Menschen vor 291 
Übergriffen seitens der Exekutive zu schützen. In der Öffentlichkeit wird viel über Gewalt 292 
gegen Menschen gesprochen, die im Polizeidienst arbeiten. Gewalt durch die Polizei aber ist 293 
häufig ein Tabuthema. Nach wie vor bestehen strukturelle Defizite bei der Aufarbeitung 294 
polizeilichen Fehlverhaltens.  295 

Als Linke setzen wir uns für unabhängige Ermittlungen gegen Polizeibeamte ein, die nicht 296 
von Kolleg*innen bearbeitet werden dürfen.  Für Ermittlungsverfahren gegen die Polizei 297 
braucht es polizeiexterne Stellen mit strafprozessualen Befugnissen, die der Sachleitung 298 
eines Sonderdezernats der Staatsanwaltschaft für Delikte von Vollzugsbeamt*innen 299 
unterstehen. Wir wollen eine*n beim Landtag angesiedelte*n Polizeibeauftragte*n 300 
einsetzen, als Monitoringstelle und darüber hinaus als Anlauf- und Vermittlungsstelle für 301 
Betroffene, aber auch für Polizist*innen selbst. 302 

Kennzeichnungspflicht einführen 303 

Eine hinreichende Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamt*innen fehlt bislang in NRW. 304 
Dadurch können einige von Polizist*innen begangene Straftaten nicht aufgeklärt werden, 305 
weil keine Identifikation möglich ist. Wir treten dafür ein, dass Polizeibeamt*innen 306 
grundsätzlich gekennzeichnet sein müssen. 307 

Regelmäßig werden rassistische Vorfälle und Enthüllungen über rechte Strukturen innerhalb 308 
der Polizei öffentlich. Wie auch der Rest der Gesellschaft ist die Polizei nicht frei von 309 
Rassismus, doch gerade hier stellt fehlende Gesetzestreue eine Gefahr für Betroffene dar. 310 
Wie groß das Problem tatsächlich ist, ist nicht bekannt, denn die Regierung weigert sich, 311 
Studien dazu in Auftrag zu geben. Transparenz und Kontrollierbarkeit müssen die Grundlage 312 
für ein berechtigtes Vertrauen in die Arbeit der Polizei sein. 313 

Verfassungsschutz 314 

Der Verfassungsschutz operiert als Inlandsgeheimdienst. Er sorgt regelmäßig für 315 
schwerwiegende politische Skandale. Wir bezweifeln seinen Nutzen für den Schutz unserer 316 
Demokratie. Wir als Linke lehnen einen Inlandsgeheimdienst grundsätzlich ab und möchten 317 
stattdessen andere Behörden mit dem Schutz der Verfassung betrauen. Durch seinen 318 
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Einsatz von sogenannten Vertrauenspersonen hat er Nazis und andere rechtsextreme 319 
Strukturen faktisch mitfinanziert. Wir fordern deshalb ein Verbot des Einsatzes von V-320 
Personen. Außerdem sprechen wir uns für eine Evaluation der Arbeit des Landesamtes für 321 
Verfassungsschutz aus und wollen prüfen, ob es Alternativen zu einem Inlandsgeheimdienst 322 
gibt, der den Schutz unserer Verfassung glaubwürdiger und kompetenter betreiben kann.    323 

8.1.4.3 Wirksamer Schutz vor Gewalt 324 

Gewaltdelikte sind ständig im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit. Die große 325 
Mehrzahl der Delikte, die häusliche Gewalt, tritt jedoch meist in den Hintergrund. In diesen 326 
Fällen sind vor allem Frauen und Kinder Opfer von Gewalt, im schlimmsten Fall sogar von 327 
Femiziden. Gerade hier sind die Opfer aber besonders schutzbedürftig. Insbesondere viele 328 
Frauen, die von Partnerschaftsgewalt betroffen sind, trauen sich nicht, die Taten zur 329 
Anzeige zu bringen. Wenn das doch geschieht, versagt die Strafverfolgung regelmäßig: Nur 330 
bei einem Bruchteil aller Anzeigen häuslicher Gewalt kommt es zu Verurteilungen. 331 

Spezialisierung notwendig 332 

Sowohl bei den Staatsanwaltschaften als auch bei der Polizei braucht es Spezialisierungen 333 
für die Verfolgung dieser Taten und landesweit flächendeckend kompetente 334 
Ansprechpartner*innen in den Behörden. Nur so kann ein effektiver Schutz gewährleistet 335 
und das Vertrauen von Gewaltbetroffenen gewonnen werden. Die Linke spricht sich daher 336 
für entsprechende Fortbildungen und Qualifizierungsmaßnahmen für Polizei und Justiz aus. 337 

Gegen queerfeindliche Gewalt  338 

Queerfeindliche Gewalt nimmt in Nordrhein-Westfalen seit Jahren dramatisch zu. Die Zahl 339 
der registrierten queerfeindlichen Straftaten in NRW hat sich in den letzten sieben Jahren 340 
fast verzehnfacht (Innenministerium NRW). Gleichzeitig ist von einem erheblichen 341 
Dunkelfeld auszugehen, weil viele Betroffene aus Angst oder mangelndem Vertrauen auf 342 
eine Anzeige verzichten. Betroffene brauchen verlässliche Unterstützung, unabhängige 343 
Anlaufstellen und eine Polizei, der sie vertrauen können. Dafür müssen Landesgesetze 344 
verbessert und Hilfsstrukturen ausgebaut werden. Deswegen fordern wir die Verschärfung 345 
des Landesantidiskriminierungsgesetzes und Einführung von unabhängigen 346 
Beratungsstellen in den Kommunen, die Betroffene von queerfeindlicher Diskriminierung 347 
sowie von Hasskriminalität und Gewalt unterstützen, explizit auch mit kostenloser 348 
Rechtsberatung. 349 

Wir wollen die Bekämpfung queerfeindlicher Hasskriminalität zu einem Schwerpunkt der 350 
Innenpolitik machen. Die Erfassung entsprechender Straftaten muss verbessert, Polizei und 351 
Justiz für queerfeindliche Tatmotive sensibilisiert und spezialisierte Ansprechpersonen 352 
flächendeckend etabliert werden. Gleichzeitig müssen unabhängige Opferberatungsstellen 353 
und Meldeangebote dauerhaft finanziert und ausgebaut werden. 354 

Besonders trans*, intergeschlechtliche, nicht-binäre und agender Personen (TINA*) erleben 355 
überdurchschnittlich häufig Gewalt und finden im bestehenden Hilfesystem oft keinen 356 
ausreichenden Schutz. Deshalb wollen wir Schutzräume und spezialisierte Krisenangebote 357 
für queere Betroffene schaffen sowie Frauenhäuser und Gewaltschutzeinrichtungen so 358 
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ausstatten, dass sie allen von geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt Betroffenen 359 
diskriminierungsfrei offenstehen. 360 

Als Linke wollen wir: 361 
• Verschärfung des Landesantidiskriminierungsgesetzes durch Einführung von 362 

unabhängigen Beratungsstellen in den Kommunen mit kostenloser Rechtsberatung 363 
und Ausweitung des Gültigkeitgebiets, sowie vereinfachtes Klagerecht für Vereine 364 

• Erfassung queerfeindlicher Straftaten in der Kriminalstatistik verbessern 365 
• Schutzräume für queere Opfer häuslicher und familiärer Gewalt schaffen und 366 

verankern  367 
• Unabhängige Melde- und Opferberatungsstellen für Opfer von queerfeindlicher 368 

Gewalt schaffen, ausbauen und verankern 369 
• Spezialisierte Anlaufstellen für TINA*-Personen, sowie eine inklusive Öffnung des 370 

Hilfesystems für Notunterkünfte und Krisenwohnungen 371 

8.1.5 Rechte Stimmungsmache zurückweisen: Mehr zielgerichtete Unterstützung statt 372 
härterer Strafen 373 

Härtere Strafen oder neue Gefängnisse werden nicht dazu führen, dass weniger Straftaten – 374 
insbesondere von Jugendlichen – begangen werden. Wer aus Perspektivlosigkeit, wegen 375 
einer Krankheit oder Drogensucht straffällig wird, wird sich von einer hohen Strafdrohung 376 
nicht abschrecken lassen. Die Gesellschaft ist in der Verantwortung, Menschen zu 377 
unterstützen, statt sie wegzusperren. Wir sagen deshalb: mehr Prävention statt härterer 378 
Strafen. 379 

Die Inhaftierung in Jugendgefängnissen bedeutet nicht selten den Einstieg in eine kriminelle 380 
Laufbahn auch im Erwachsenenalter – die Rückfallquote beträgt 80 Prozent. Jugendliche 381 
brauchen Perspektiven, also in erster Linie eine gute Ausbildung und im Anschluss einen 382 
sicheren Job. Daneben braucht es Jugendsozialarbeit und Streetwork in den Stadtteilen, 383 
Konflikttrainings sowie Maßnahmen gegen Jugendgewalt. Die finanziellen Mittel, die derzeit 384 
für Jugendstrafverfahren aufgewendet werden, wären hier besser eingesetzt. 385 

Als Linke wollen wir: 386 
• Klarer Vorrang von sozialer Prävention vor Repression 387 
• Mehr Geld für Soziale Arbeit, akzeptierende Drogenhilfe und sozialen Wohnungsbau 388 
• Zusätzliche Mittel für Sprachkurse und Bildungsangebote 389 
• Freizeitangebote für Jugendliche und erhöhte Landesmittel für die Integration von 390 

Geflüchteten 391 
• Zielgerichtete Unterstützungs- und Präventionsprogramme für besonders von Armut 392 

geprägte Stadtteile 393 

8.1.6 Digitale Bürger*innenrechte schützen: Massenüberwachung eine Absage erteilen 394 

Die Ausweitung von Polizeibefugnissen ist ein besorgniserregender Trend, sowohl auf 395 
Landesebene als auch auf Bundesebene. Ein Teil davon ist die massenhafte Überwachung 396 
mit digitalen Tools. NRW hat sich hier hervorgetan, indem unter Landesinnenminister 397 
Herbert Reul (CDU) schon 2022 die Software Palantir eingeführt wurde. Durch die 398 
Verschärfung des Verfassungsschutz- und Polizeigesetzes ist es nun pauschal möglich, KI-399 
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Systeme einzusetzen, und übermäßig Daten zu sammeln und zu speichern, was aus unserer 400 
Sicht nicht verfassungskonform ist. 401 

Wir stellen uns dem klar entgegen. Diese Überwachung gefährdet unsere Grundrechte und 402 
unsere Demokratie. Wir wollen keine anlasslose Massenüberwachung, weder auf der Straße 403 
noch im Netz 404 

Keine KI zur Überwachung 405 

Die Behörden besitzen über viele Menschen hochsensible Daten. Dabei sind viele 406 
Datensätze enthalten, die z.B. Zeug*in, Menschen, die zufällig bei einer Funkzellenabfrage 407 
erfasst wurden, oder eine Demonstration angemeldet haben, betreffen. Diese Daten 408 
allgemein zu verknüpfen, mit Daten aus dem Internet zu verbinden oder mithilfe von KI-409 
Tools auszuwerten, stellt einen massiven Eingriff in die Grundrechte dar und ist mit einer 410 
Demokratie nicht vereinbar. 411 

Keine Nutzung von Palantir 412 

Dabei stellt der Einsatz der Software Palantir einen besonderen Extremfall da, da diese 413 
Totalüberwachungssoftware von einer privatwirtschaftlichen US-amerikanischen Firma 414 
hergestellt wird, die von Rechtsextremisten geleitet wird. Die Software wird in den USA dazu 415 
eingesetzt, Menschen zu deportieren und das Land zu einem autoritären System 416 
umzubauen. Aber Palantir ist nicht nur wegen seiner Firmengeschichte problematisch, 417 
sondern auch wegen dem, was die Software tut. Eine europäische Palantir-Alternative ist 418 
daher genauso abzulehnen. 419 

KI-Systeme haben innerhalb der Polizei besonders hohe Risiken, da alles, was als 420 
Trainingsdaten genutzt werden kann, extreme Vorurteile enthält und daher benachteiligte 421 
Gruppen besonders trifft. KI-Tools sind nicht nachvollziehbar und führen daher massenhaft 422 
zu undurchsichtigen und unberechtigten Verdächtigungen. Sie haben in der Polizei nichts 423 
verloren. 424 

Als Linke wollen wir 425 
• keine pauschale Zusammenführung von Daten in Polizeibeständen 426 
• das Verbot von Palantir und ähnlicher Software 427 
• Polizeidaten niemals Drittanbietern zur Verfügung stellen 428 

Keine Massenüberwachung im Netz 429 

Die Polizei will auch immer mehr Befugnisse, was die Überwachung im Netz betrifft. Egal ob 430 
Vorratsdatenspeicherung, Chatkontrolle oder das Durchsuchen des Internets nach 431 
Gesichtern: überall soll die Kontrolle im Netz ausgeweitet werden. Wir stellen uns klar gegen 432 
diese Entwicklung, denn sie bedeutet einen Generalverdacht gegen alle und hat nur einen 433 
geringen bis gar keinen Nutzen. 434 

Jeder Mensch hat das Recht auf anonyme Kommunikation im Internet. Verschlüsselungs- 435 
und Anonymisierungssoftware darf nicht behindert werden, der Betrieb von Tor-Nodes 436 
(Knotenpunkte des verschlüsselten Tor-Netzwerks) darf nicht strafbar sein. 437 
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Als Linke wollen wir: 438 
• keine Vorratsdatenspeicherung, Staatstrojaner und Chatkontrolle 439 
• keine Verwendung der Netzinfrastruktur zur systematischen Überwachung 440 
• das Recht auf Anonymität und Ende-zu-Ende-Verschlüsselung gesetzlich 441 

festschreiben. 442 

Keine anlasslose Massenüberwachung im öffentlichen Raum 443 

Immer mehr Kameraüberwachung wird im öffentlichen Raum installiert, dabei schafft das 444 
keine Sicherheit und verhindert keine Straftaten. Besonders problematisch wird dies, wenn 445 
die Aufnahmen automatisiert ausgewertet werden, durch Gesichtserkennung und durch 446 
Verhaltensanalysen. Auch dies betrifft besonders marginalisierte Gruppe, z.B. Obdachlose 447 
oder Drogenabhängige, die dann ständig die automatisierten Systeme auslösen. Wir lehnen 448 
Videoüberwachung grundsätzlich ab, egal ob sie durch die Polizei passiert oder durch 449 
private Akteure, wie Verkehrsbetriebe. Besonders problematisch ist in NRW die Änderung 450 
des Verfassungsschutzgesetzes, die es dem Verfassungsschutz ermöglicht, sich auf alle 451 
privaten Kameraüberwachungen aufzuschalten und so z.B. Supermärkte, Kaufhäuser, 452 
Bahnen und Bahnhöfe zu überwachen. 453 

Als Linke wollen wir: 454 
• die Begrenzung polizeilicher Videoüberwachung im öffentlichen Raum 455 
• klare Einschränkungen für private Videoüberwachung 456 
• keine automatisierte Analyse von Videoüberwachung 457 
• Rücknahme des Verfassungsschutzgesetzes: Kein Zugriff auf private 458 

Videoüberwachung für den Verfassungsschutz 459 

Klar gegen digitale Gewalt 460 

Gewalt im Netz ist ein alltägliches Ereignis, das vor allem Menschen betrifft, die von 461 
Diskriminierung betroffen sind. Menschen mit Migrationsgeschichte, Frauen und/oder 462 
queere Menschen, sowie Menschen mit Behinderungen. Sie bekommen u.a. 463 
Hasskommentare und/oder erleben sexuelle Belästigungen und allgemeine 464 
Verächtlichmachungen. Hier wollen wir in erster Linie die Plattformen zur Verantwortung 465 
ziehen. Aber es muss auch einfacher werden, diese Gewalt anzuzeigen und Hilfe zu 466 
bekommen. Polizist*innen müssen sensibilisiert werden, Betroffene ernst nehmen, ihnen bei 467 
der Anzeigenstellung die nötige Hilfe geben und die Fälle ernsthaft verfolgen. 468 

Zusätzlich werden immer mehr digitale Tools zum Stalking eingesetzt werden. Auch hier 469 
müssen die Polizei und die Beratungsstellen sensibilisiert werden und entschieden dagegen 470 
vorgehen. 471 

Als Linke wollen wir: 472 
• umfangreiche Fortbildungsprogramme für Polizist*innen zum Thema digitale Gewalt. 473 
• umfangreiche Finanzierung von Opferberatungs- und Hilfestellen. 474 
• bedarfsgerechte Fortbildungsprogramme zur digitalen Gewalt für Frauenhäuser und 475 

Beratungsstellen 476 

 477 
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8.2. Den Rechtsruck stoppen 478 

Wir stehen als Linke für ein offenes und solidarisches Nordrhein-Westfalen, in der alle 479 
Menschen und ihre unterschiedlichen Lebensentwürfe einen gleichberechtigten Platz haben. 480 

Doch der Rechtsruck ist eine alltägliche Bedrohung für das friedliche Zusammenleben der 481 
Menschen in NRW. Die extreme Rechte, allen voran die AfD, schürt Hass und stellt die 482 
Gleichwertigkeit aller Menschen infrage. 483 

Statt dem entschieden entgegenzutreten, befeuert die Politik der Bundesregierung diesen 484 
Rechtsruck weiter: mit Hetze gegen migrantische Menschen, Druck auf Erwerbslose und 485 
einer Politik der Militarisierung und Aufrüstung statt Frieden und sozialer Gerechtigkeit. Auch 486 
die Politik der NRW-Landesregierung hat die gesellschaftliche Spaltung befördert und den 487 
Zusammenhalt der Menschen in unserem Bundesland nicht gestärkt. Auf diesem Nährboden 488 
gedeihen die menschenverachtenden und autoritären Ideologien der extremen Rechten. 489 

Rechte Parteien und Organisationen nutzen die Ängste der Menschen vor dem sozialen 490 
Abstieg aus. Sie befeuern Vorurteile gegen soziale Gruppen und verbreiten Fake News 491 
(Falschinformationen), um einem rassistischen und aggressiven Nationalismus den Weg zu 492 
bahnen. 493 

Die Zahl der rechten Straftaten nimmt seit Jahren zu. Insbesondere Geflüchtete, Menschen 494 
mit Migrationsgeschichte, Feminist*innen, queere Menschen, Antifaschist*innen und viele 495 
andere, die nicht in ein autoritäres rechtes Weltbild passen, laufen vielfach Gefahr, verbal 496 
und körperlich attackiert zu werden. 497 

Wir lassen menschenverachtende und herabwürdigende Äußerungen nicht 498 
unwidersprochen, sondern halten dagegen. Im Landtag wird es mit uns keinerlei 499 
Zusammenarbeit mit der AfD geben. Hierbei suchen wir den Schulterschluss mit allen 500 
demokratischen Fraktionen. 501 

Wir unterstützen mit unserer Arbeit breite zivilgesellschaftliche Bündnisse, die sich den 502 
Rechten in den Weg stellen. 503 

Wir unterstützen den NRW-Appell für die Prüfung eines AfD-Verbots. 504 

Neonazistische Kleinstparteien wie Der III. Weg oder Die Heimat sowie gewalttätige 505 
rechtsextremistische Jugendgruppen müssen verboten und aufgelöst werden. 506 

Wir wollen Antifaschismus als Staatsziel in die NRW-Verfassung aufnehmen und fordern ein 507 
praxistaugliches Landesprogramm gegen Rechtsextremismus und gruppenbezogene 508 
Menschenfeindlichkeit, welches die Fachexpertise von Wissenschaftler*innen und die Sicht 509 
von Betroffenen sowie Opferberatungsstellen einbezieht. Die Wiederbelebung und 510 
Verbreitung rechtsextremer, demokratiefeindlicher, rassistischer, antifeministischer, 511 
antisemitischer und islamfeindlicher Gedanken und Bestrebungen sowie jeder anderen 512 
Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit widerspricht demokratischen und 513 
grundrechtlichen Grundprinzipien und dem Schutz des friedlichen Zusammenlebens. Diese 514 
nicht zuzulassen ist Verpflichtung des Staates und Verantwortung jedes Einzelnen. 515 

8.2.1 Rechten Terror verhindern und rechte Strukturen wirksam bekämpfen 516 
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Die Entstehung von rechtsextremen Organisationen wie „Deutsche Jugend voran“ oder 517 
„Jung und Stark“ und anderen zeigen, dass es weiterhin Potential für gewaltbereite 518 
Gruppierungen gibt. Diesen Gruppierungen mit allen politischen und juristischen Mitteln 519 
entgegenzutreten, hat für uns als Linke Priorität im Kampf gegen den Rechtsextremismus. 520 
Wir wollen rechtliche Möglichkeiten konsequent nutzen, ohne dabei Grundrechte pauschal 521 
einzuschränken. 522 

Denn rechter Terror entsteht nicht im luftleeren Raum. Er wächst dort, wo sich 523 
entsprechende Neonazi-Netzwerke bilden können. Diese sind oftmals bewaffnet und 524 
verfügen unter anderem über Immobilien, Kampfsportstrukturen, Rechtsrock-Bands, 525 
Kneipen, Vereine und digitale Räume als Infrastruktur und sind nicht selten in Netzwerke der 526 
Organisierten Kriminalität verstrickt. Um rechte Gewalt zu verhindern, muss politisch und 527 
strafrechtlich gegen diese Neonazi-Netzwerke vorgegangen werden. 528 

Gleiches gilt für ausländische rechtsextreme oder radikal religiöse Organisationen, die das 529 
Zusammenleben der unterschiedlichen Kulturen, Religionen und Sprachen torpedieren, weil 530 
sie durch ihre Äußerungen oder Verhalten Rassismus und Diskriminierung innerhalb der 531 
migrantischen Community oder gegen andere Menschen wegen ihrer religiösen, politischen, 532 
gesellschaftlichen Haltung oder geschlechtlichen und sexuellen Orientierung betreiben oder 533 
ihren ihre religiösen oder weltanschaulichen Vorstellungen anderen aufzwingen wollen. Als 534 
Beispiel wären hier die Grauen Wölfe und ihre dahinter liegenden Organisationen der 535 
türkischen nationalistischen Idealistenvereine (Ülkü Ocaklari) oder andere radikalreligiöse 536 
Verbände und Vereine zu nennen. 537 

Als Linke wollen wir: 538 
• Neonazi-Netzwerke auflösen 539 
• Rechten Terror benennen, verfolgen und aufklären 540 
• Konsequentes Vorgehen gegen gewalttätige rechtsextremistische Jugendgruppen 541 
• Landesprogramm gegen Rechtsextremismus und gruppenbezogene 542 

Menschenfeindlichkeit 543 

8.2.2 Dauerhafte Finanzierung sicherstellen: Demokratieprojekte und Meldestellen 544 
stärken 545 

Wir wollen Informations- und Dokumentationsstellen für Menschenrechte und Demokratie 546 
stärken. Schwerpunktmäßige Aufgabe soll die Dokumentation und öffentliche Aufklärung 547 
über Neonazismus und andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sein. Auch 548 
Opferberatungsstellen und Meldestellen gegen Diskriminierung müssen weiter ausgebaut 549 
werden. 550 

Auch Demokratieprojekte müssen dauerhaft abgesichert werden. Es braucht keine 551 
befristeten Modellprojekte, sondern fest verankerte Strukturen zur Demokratieförderung 552 
und Prävention, damit vor Ort nachhaltige Arbeit geleistet werden kann. 553 

Wir streiten außerdem für die langfristige Förderung und Finanzierung von Bildungs- und 554 
Jugendprojekten. Insbesondere Jugendverbände sind Werkstätten der Demokratie. Sie 555 
tragen enorm dazu bei, dass junge Menschen demokratische Werte und solidarische 556 
Handeln erlernen, Selbstwirksamkeit erfahren und Verantwortung übernehmen. Sie sind 557 
damit zentrale Orte der Prävention gegen rechte Ideologien. 558 
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Denn es gehört zur rechtsextremen Strategie, Räume im Alltag der Menschen zu besetzen. 559 
Sie wirken im Internet, in Schulen, in Jugendgruppen und Sportvereinen. Engagiertes 560 
Handeln gegen rechts muss daher früh ansetzen: in Bildung, Jugendarbeit, Vereinsleben 561 
und Alltagskultur. 562 

Wir wollen Lehrkräfte durch gezielte Fortbildungen stärken, damit sie rechtsextreme 563 
Tendenzen im Klassenzimmer früher erkennen und ihnen aktiv begegnen können. Noch 564 
mehr braucht es jedoch zusätzliche Fachkräfte in der Schulsozialarbeit, um Lehrkräfte 565 
hierbei zu unterstützen. 566 

Als Linke wollen wir: 567 
• Demokratieprojekte dauerhaft finanziell absichern 568 
• Dokumentations-, Opferberatungs- und Meldestellen ausbauen 569 
• Antifaschismus als integralen Bestandteil der politischen Bildung an allen 570 

Schulformen 571 
• konsequentes Vorgehen gegen Hass-Sprache („hate speech“) 572 
• Projekte und Initiativen gegen Rechtsextremismus unterstützen 573 
• die Verschleierung rechter Tatmotive durch Strafverfolgungsbehörden beenden 574 

8.2.3 Rassismus entgegentreten 575 

Alle Menschen in NRW sollten unabhängig von ihrer Herkunft oder Religion sicher und ohne 576 
Diskriminierung leben können, doch die Realität sieht viel zu häufig anders aus. Täglich 577 
kommt es zu Drohungen und Angriffen auf Menschen mit Migrations- oder Fluchtgeschichte 578 
sowie religiösen Minderheiten. Hinzu kommen rassistische Diskriminierung im Alltag, etwa in 579 
Kontakt mit Behörden, oder bei der Job- und Wohnungssuche. 580 

Um diesen Zustand zu überwinden, müssen die Landesregierung und die Kommunen 581 
konsequenter gegen Diskriminierung vorgehen und Betroffene stärker unterstützen. 582 

Als Linke wollen wir: 583 
• eine*n Antirassismusbeauftragte*n für NRW einführen 584 
• rassistische Diskriminierungen und Angriffe konsequenter verfolgen. Dies gilt 585 

insbesondere auch bei Antiziganismus, Antisemitismus, antimuslimischem Rassismus 586 
sowie allen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. 587 

• Betroffenen und ihre Proteste unterstützen 588 

8.2.4. Jüdisches Leben schützen 589 

Jüdisches Leben und jüdische Einrichtungen werden in Deutschland vielfach bedroht. Diese 590 
Angriffe kommen überwiegend von rechts. 591 

Antisemitische Straftaten und Gedankengut haben in den letzten Jahren stark zugenommen. 592 
Als Linke in NRW erteilen wir jedweder Art von Antisemitismus eine entschlossene Absage 593 
und stehen für den Schutz jüdischen Lebens ein. Wir setzen uns für mehr Prävention und 594 
Aufklärung in allen gesellschaftlichen Bereichen und staatlichen Einrichtungen ein und 595 
werden die Projekte stärken, die in diesem Feld Vorfälle monitoren, Opfer beraten und 596 
Präventionsarbeit leisten. Die Bekämpfung ebenso wie die Prävention von Antisemitismus ist 597 
eine gesamtgesellschaftliche und langfristige Aufgabe, daher braucht es eine verlässliche 598 
und auskömmliche Förderung anerkannter und fachlich qualifizierter Träger. Wir wollen die 599 
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Antisemitismusprävention ausbauen und entsprechende Strategien, Programme und 600 
Konzepte gemeinsam mit Expert*innen und Zivilgesellschaft weiterentwickeln. 601 

Als Linke wollen wir: 602 
• den Schutz von jüdischen Menschen und Einrichtungen in NRW verbessern 603 
• Hass und Hetze gegen jüdische Menschen konsequent ahnden und verurteilen 604 
• Projekte fördern und dauerhaft finanziell absichern, die sich gegen Antisemitismus 605 

richten und/oder Begegnungen mit jüdischen Menschen organisieren und jüdisches 606 
Leben sichtbarer machen 607 

• im Auftrag des Landtags einen regelmäßigen Bericht zum Thema Antisemitismus von 608 
unabhängigen Expert*innen erstellen lassen, in dem konkrete Maßnahmen zur 609 
Bekämpfung des Antisemitismus vorgeschlagen werden sollen 610 

• die historischen Erinnerungsorte an den Faschismus erhalten und ausbauen sowie 611 
ihre finanzielle Ausstattung für ein pädagogisch betreutes historisches Lernen 612 
sicherstellen 613 

• eine gute finanzielle Ausstattung der Museen und Gedenkstätten, auch für ihre 614 
Öffentlichkeitsarbeit  615 

8.2.5 Absage an Antiziganismus erteilen 616 

Antiziganismus ist in NRW weit verbreitet. Übergriffe und Diskriminierung von Romn*ja und 617 
Sinti*zze gibt es in allen Lebensbereichen, vor allem in Behörden, auf dem Wohnungs- und 618 
auf dem Arbeitsmarkt. Romn*ja und Sinti*zze kommen in vielen Fällen mit 619 
Stigmatisierungserfahrungen aus anderen Ländern der EU und sind massiv von Armut 620 
betroffen. Nicht nur die AfD hetzt unverhohlen gegen sie und verbreitet gezielt 621 
antiziganistische Stereotype mit dem Ziel der Vertreibung. Sogenannte Task-Forces aus 622 
Behörden der jeweiligen Stadtverwaltung führen in mehreren Ruhrgebietsstädten 623 
regelmäßige Razzien gegen die in Armut lebenden Menschen durch, anstatt gegen kriminelle 624 
Vermieter und Arbeitgeber vorzugehen, die die Menschen betrügen und ausbeuten. 625 

Dabei stehen die Kommunen, vor allem aber auch die Landesregierung in der 626 
Verantwortung, diese Zustände zu beenden, in dem die Betroffenen gezielt unterstützt 627 
werden und der Zugang zum regulären Arbeits- und Wohnungsmarkt sichergestellt wird. 628 

Als Linke wollen wir: 629 
• lokale Task Forces nicht gegen Betroffene, sondern gegen kriminelle Vermieter*innen 630 

und Arbeitgeber*innen ausrichten 631 
• die Selbstorganisationen von Romn*ja und Sinti*zze stärken 632 
• Beratungsangebote für Romn*ja und Sinti*zze verstärken 633 
• Projekte gegen Antiziganismus dauerhaft finanzieren 634 

8.2.6 Gegen antimuslimischen Rassismus 635 

Menschen aus mehrheitlich muslimischen Ländern stehen vielfach unter dem 636 
Generalverdacht, sie seien fundamentalistisch, frauenfeindlich, gewalttätig oder für den 637 
Terrorismus. Als Linke wenden wir uns gegen solche Pauschalurteile und stellen uns gegen 638 
den von rechts beschworenen Kulturkampf gegen Menschen islamischen Glaubens.  639 
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Menschen islamischen Glaubens und der Islam gehören zu Nordrhein-Westfalen. Als Linke 640 
lehnen wir Gesetze ab, die den Zugang von Muslim*innen zum Arbeitsmarkt erschweren. 641 
Dazu gehören auf Landesebene beispielsweise Einschränkungen im Justizsystem durch das 642 
„Justizneutralitätsgesetz“ von 2021. 643 

• Als Linke wollen wir: 644 
• Gesetze zurücknehmen, die Menschen islamischen Glaubens den Zugang zum 645 

Arbeitsmarkt erschweren 646 
• Expert*innenkommission zu antimuslimischem Rassismus einberufen 647 
• Moscheen und muslimische Organisationen vor Angriffen schützen 648 

8.2.7 Gegen Antifeminismus und Queerfeindlichkeit 649 

Der Rechtsruck in NRW bedroht den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Antifeminismus ist 650 
dabei kein Nebenschauplatz rechter Politik. Der Angriff auf Gleichstellung, sexuelle 651 
Selbstbestimmung und queeres Leben gehört zum ideologischen Kern autoritärer 652 
Bewegungen. Rechte Parteien und Netzwerke verbreiten gezielt das Bild einer Gesellschaft, 653 
in der Frauen wieder stärker auf die Rolle als Ehefrau, Mutter und unbezahlte 654 
Sorgearbeiterin reduziert werden. Gleichzeitig werden queere Menschen, feministische 655 
Initiativen und Gleichstellungspolitik zur angeblichen „Gefahr“ erklärt. 656 

Wir wollen antifeministische und queer feindliche Netzwerke konsequent bekämpfen und 657 
zivilgesellschaftliche Initiativen dauerhaft absichern. Beratungsstellen, Frauenhäuser, 658 
Jugendzentren, queere Treffpunkte und demokratische Projekte dürfen nicht von 659 
befristeten Förderungen abhängig sein. Sie sind Teil der demokratischen Infrastruktur 660 
dieses Landes. 661 

Besonders Frauen und queere Menschen erleben rechte Gewalt und Einschüchterung 662 
zunehmend im Alltag und im digitalen Raum. Politiker*innen, Aktivist*innen und Engagierte 663 
werden bedroht, beleidigt und zum Schweigen gebracht. Das ist ein frontaler Angriff auf 664 
demokratische Teilhabe. 665 

Wir setzen uns in NRW dafür ein, die demokratische Bildung zu stärken. Schulen, 666 
Hochschulen und soziale Einrichtungen sollen Orte werden, an denen Solidarität, Vielfalt und 667 
Gleichberechtigung gelernt und gelebt werden. 668 

Als Linke wollen wir: 669 
• den Schutz vor digitaler Gewalt verbessern 670 
• die konsequente Strafverfolgung rechter Netzwerke 671 
• mehr Unterstützung für Betroffene 672 
• Beratungsstellen, Frauenhäuser, Jugendzentren, queere Treffpunkte und 673 

demokratische Projekte stärker unterstützen und mit Landesmitteln fördern 674 
• Queeres Leben auch im Schulunterricht sichtbar machen und in den Lehrplänen 675 

berücksichtigen 676 

8.2.8 Erinnerungskultur als Fundament einer demokratischen Gesellschaft 677 

Eine lebendige Erinnerungsarbeit ist ein wichtiger Schlüssel im Kampf gegen die heutige 678 
extreme Rechte. Wir setzen uns dafür ein, den 8. Mai als Tag der Befreiung vom Faschismus 679 
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endlich als gesetzlichen Feiertag in NRW zu verankern. Der 8. Mai erinnert an die Befreiung 680 
vom Nationalsozialismus, an die Niederlage des deutschen Faschismus und an die 681 
Verantwortung, die daraus für Gegenwart und Zukunft folgt. 682 

Gedenkstätten und Gedenkorte sind unverzichtbare Lernorte der Demokratie und müssen 683 
durch das Land dauerhaft finanziell unterstützt werden. Dies gilt insbesondere für kleine 684 
Initiativen und Orte ehemaliger Außenlager, die oft vor dem Zerfall stehen. Erinnerungsarbeit 685 
darf nicht vom Engagement Einzelner oder von kurzfristigen Förderentscheidungen 686 
abhängen. Sie ist eine öffentliche Aufgabe. 687 

Die geplante Gedenkstätte am ehemaligen Kriegsgefangenenlager Stalag 326 in 688 
Stukenbrock-Senne muss zu einem zentralen Lernort für Antifaschismus ausgebaut werden, 689 
der die Verbrechen der Wehrmacht ungeschönt dokumentiert. 690 

Zur ehrlichen Aufarbeitung gehört für uns auch die Auseinandersetzung mit dem kolonialen 691 
Erbe. Wir setzen uns für die Umbenennung von Straßen ein, die nach Kolonialverbrechern 692 
benannt sind, und für die Rückgabe unrechtmäßig erworbener Kulturgüter aus NRW-693 
Museen. 694 

Erinnerungskultur darf nicht museal erstarren. Sie muss verdeutlichen, wohin Rassismus, 695 
Antisemitismus, Nationalismus, Militarismus und autoritäres Denken führen. Sie muss die 696 
Perspektiven der Verfolgten, der Ermordeten, der Überlebenden und des Widerstands 697 
sichtbar machen. Und sie muss daraus den Auftrag ableiten, heutige rechte Ideologien, 698 
Geschichtsrevisionismus und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit entschieden zu 699 
bekämpfen. 700 

Als Linke wollen wir: 701 
• den 8. Mai als Tag der Befreiung vom Faschismus zum gesetzlichen Feiertag in NRW 702 

machen 703 
• Gedenkstätten, Gedenkorte und kleine Erinnerungsinitiativen dauerhaft finanzieren 704 
• antifaschistische Lernorte stärken und fördern (wie z.B. die Gedenkstätte Stalag 326) 705 
• in die Erinnerungskultur auch koloniale Kontinuitäten, Straßennamen und 706 

unrechtmäßig erworbene Kulturgüter einbeziehen. 707 

 708 
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8.3 Wahlrecht erweitern, soziale Bewegungen stärken, Bürger*innenentscheide 709 
vereinfachen  710 

Für einen Politikwechsel bedarf es starker sozialer Bewegungen und den Druck der 711 
Bevölkerung, damit sich die Verhältnisse ändern. Wir wollen Menschen ermutigen, 712 
Entscheidungen zu treffen, Politik vor Ort und politische Initiativen zu entwickeln. Das 713 
geschieht bereits in vielen Kommunen und an vielen wichtigen politischen Themen. Wir 714 
beteiligen uns vor Ort und auf Landesebene in Bündnissen und Initiativen. Wir setzen uns 715 
dafür ein, die Hürden der direkten Demokratie deutlich zu senken. 716 

Bereits 2011 haben wir im Landtag erfolgreich dafür gesorgt, dass die kommunalen 717 
Bürger*innenbegehren einfacher werden und die Abwahl von (Ober-) Bürgermeister*innen 718 
durch die Bevölkerung möglich ist. 719 

8.3.1. Alle Menschen sollen wählen und mitentscheiden dürfen 720 

In den Parlamenten wird viel über Geflüchtete und über Kinder und Jugendliche geredet. Wir 721 
finden es nicht richtig, dass über die Köpfe der Menschen hinweg über Belange entschieden 722 
wird, die sie selbst unmittelbar betreffen. Weder eingewanderte noch jüngere Menschen 723 
dürfen vom Wahlrecht ausgeschlossen werden. 724 

Bei Wahlen wollen wir eine größtmögliche Beteiligung aller hier dauerhaft lebenden 725 
Menschen erreichen. Es ist nicht einsichtig, warum in Deutschland Millionen von Menschen 726 
vom politischen System ausgeschlossen werden, obwohl sie von allen politischen 727 
Entscheidungen betroffen sind. Für uns zählt der allgemeine Grundsatz, der sich aus den 728 
Menschenrechten ableitet: Ein Mensch – eine Stimme.  729 

Wir wollen das Wahlalter für alle Wahlen auf 14 Jahre herabsetzen. Früher 21, heute 18 oder 730 
16 Jahre, das sind alles willkürliche Grenzziehungen. Eine sachliche Begründung, warum 731 
Menschen mit 18 eine politische Entscheidung treffen können und nicht mit 14, gibt es nicht. 732 
Wir wollen eine gesellschaftspolitische Debatte darüber, wie Kinder und Jugendliche besser 733 
an politischen Entscheidungen beteiligt werden können. Sie wollen und sollen mitreden 734 
dürfen, wenn es darum geht, ob wir ihnen eine Welt hinterlassen, in der es noch Energie, 735 
Wälder oder sauberes Wasser gibt. Wir haben konkrete Vorschläge für die ersten Schritte 736 
hin zu mehr Beteiligung. 737 

Trotz der Erleichterung der Einbürgerung von Menschen mit Migrationsgeschichte durch die 738 
frühere Ampel-Koalition sieht man, dass die Einbürgerungsverfahren dauern in einigen 739 
Kommunen teilweise mehrere Jahre. Um langjährig hier lebenden Menschen mit 740 
Migrationsgeschichte gleiche Rechte und Aufenthaltssicherheit zu verschaffen, bedarf es 741 
deshalb deutlicher schnellerer Einbürgerungsverfahren und Einbürgerungserleichterungen. 742 
Denn es ist undemokratisch, eine große Zahl von Menschen, die ihren Lebensmittelpunkt in 743 
NRW haben, rechtlich zu Menschen zweiter Klasse zu machen.  744 

Millionen Menschen mit Migrationsgeschichte, die seit Jahrzehnten in Deutschland leben, 745 
arbeiten und Steuern zahlen, dürften nicht einmal bei den Kommunalwahlen oder 746 
Bürgerentscheidungen teilnehmen. Statt Sonderregelungen und Erlasse gegen 747 
Migrant*innen fordern wir die volle rechtliche Gleichstellung durch erleichterte und 748 
schnellere Einbürgerung und das Wahlrecht für alle, die hier dauerhaft leben. Dieses aktive 749 
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Wahlrecht für alle fordern wir für alle Menschen, die Ihren Lebensmittelpunkt in NRW haben 750 
und seit 5 Jahren hier leben. Das soll für alle Wahlen gelten, ohne dass Menschen deutsche 751 
Staatsbürger oder Staatsbürger eines EU-Landes sein zu müssen.  752 

Als Linke wollen wir: 753 
• das Wahlalter auf 14 Jahre senken 754 
• Kinder und Jugendliche zwingend beteiligen, wenn ihre Interessen bei kommunalen 755 

Planungen oder Vorhaben berührt werden  756 
• Einbürgerungsverfahren erleichtern und beschleunigen 757 
• das Wahlrecht für alle Menschen, die seit fünf Jahren in NRW leben 758 

8.3.2 Direkte Beteiligung im Land und in den Kommunen vereinfachen 759 

Zu viele Menschen in NRW sehen ihre Interessen in der Politik nicht ausreichend 760 
berücksichtigt. Um die Demokratie zu stärken, wollen wir sie mit mehr Elementen direkter 761 
Beteiligung weiterentwickeln. Hierfür wollen wir die Hürden für Bürger*innenbegehren und 762 
Bürger*innenentscheide senken, das Verfahren vereinfachen und die Möglichkeiten 763 
erweitern. Modellversuche mit Bürger*innenräten wie in Belgien sollen in Nordrhein-764 
Westfalen auf kommunaler Ebene durchgeführt und auch für die Landesebene erprobt 765 
werden., wie es auch die Enquete-Kommission „Subsidiarität und Partizipation“ empfohlen 766 
hat.  767 

Die Frist, in der Bürger*innenbegehren eingereicht werden können, wollen wir streichen. Die 768 
Bürger*innen sollen Ratsbeschlüsse genauso lange wieder aufheben können wie ein 769 
Stadtrat. Bürger*innenbegehren und Bürger*innenentscheide sollten von der Verwaltung 770 
aktiv unterstützt werden. Über die formale Zulässigkeit von Bürger*innenbegehren soll eine 771 
rechtsverbindliche Vorprüfung erfolgen. Mehrere Bürger*innenentscheide sollten möglichst 772 
an einem Tag stattfinden oder mit Wahlen zusammengelegt werden., damit mehr Menschen 773 
zur Abstimmung gehen. 774 

Wir setzen uns für die Einführung und den Ausbau von Beteiligungshaushalten durch 775 
Einwohner*innenbeteiligung bei Aufstellung, Rechenschaftslegung und Prioritätensetzung 776 
der Ausgaben durch Versammlungen und Voten auch über die Möglichkeit der digitalen 777 
Teilnahme ein. Auch unterhalb des Bürger*innenbegehrens möchten wir durch 778 
verpflichtende Einwohner*innenbefragungen die kommunalen Mitwirkungsmöglichkeiten 779 
stärken. 780 

Die Unterschriftenhürde für die Volksinitiative wollen wir auf 30.000 Unterschriften senken. 781 
Eine erfolgreiche Volksinitiative muss automatisch als Zulassungsantrag auf ein 782 
Volksbegehren gelten. Unterschriften sollen auch online gesammelt werden können. 783 
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Als Linke wollen wir: 784 
• die Durchführung von Bürger*innenbegehren und Bürger*innenentscheide erleichtern 785 
• Mindestquoren für die Zustimmung bei einem Bürger*innenentscheid abschaffen 786 
• die Kostenschätzung für Bürger*innenbegehren abschaffen 787 
• eine zentrale Beratungsstelle für Bürger*innenbegehren und Volksinitiativen 788 

einrichten 789 
• eine*n Landesbeauftragte*n für Partizipation und direkte Demokratie berufen 790 
• ausreichend Abstimmungslokale zur Verfügung stellen 791 
• das Quorum für Unterschriften für Volksbegehren auf zwei Prozent senken 792 
• Haushaltswirksame Volksbegehren grundsätzlich zulassen 793 

 794 
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8.4. Katastrophenschutz stärken 795 

8.4.1 Schutz und Versorgung für alle Menschen bereitstellen 796 
 797 
Wir wollen, dass sich alle Menschen in NRW sicher fühlen können und im Katastrophenfall 798 
flächendeckend geschützt werden.  799 

Der Schutz der Bevölkerung ist Staatsaufgabe und soziale Frage zugleich. Immer wieder 800 
wird aus Kreisen der verantwortlichen Regierungsparteien "mehr Resilienz" eingefordert, 801 
ohne aber die Lebenssituation der Menschen konkret in den Blick zu nehmen.  802 

Wer krank oder bewegungseingeschränkt ist, wer über wenig finanzielle Rücklagen verfügt 803 
oder auf staatliche Unterstützung angewiesen ist, hat weder das Budget noch ausreichend 804 
Wohn- und Lagerraum, um einen Notvorrat für 14 Tage anzusammeln und zu bevorraten.  805 

Ganz besonders in dicht besiedelten städtischen Gebieten brauchen wir daher zentral 806 
erreichbare Anlaufstellen, die im Notfall gewährleisten, dass jeder Mensch mit ausreichend 807 
Nahrung und Flüssigkeit versorgt wird. . Das geht nur mit einem klaren Bekenntnis zum 808 
Schutzauftrag des Staates.  809 

Resilienz im Krisen- und Katastrophenfall muss unabhängig vom Einkommen für die gesamte 810 
Bevölkerung leistbar sein geleistet werden.  Wer kein Budget für Vorsorge aufbringen kann, 811 
muss durch staatliche Vorsorgemaßnahmen geschützt werden.  812 

Wichtig ist außerdem eine klare Vermittlung von Handlungsanweisungen sowie ein 813 
Trainingsangebot der Bevölkerung für den Umgang damit. Unklare allgemeine Warnungen 814 
reichen im Ernstfall nicht aus.  815 

Als Linke wollen wir: 816 
• zentrale Vorsorge und soziale Absicherung: Notfallvorräte, öffentliche Versorgung 817 

und Unterstützung vulnerabler Gruppen für alle sicherstellen 818 
• Krankenhäuser und Daseinsvorsorge: eine flächendeckende ärztliche Versorgung, die 819 

dem Schutz der Bevölkerung dient und nicht gewinnorientierten Interessen von 820 
Krankenhausbetreibergesellschaften 821 

• Katastrophenschutzleuchttürme insbesondere in Städten ausbauen, finanziell 822 
angemessen ausstatten und regelmäßig beüben 823 

• die öffentlichen Warnsysteme verbessern 824 
• regelmäßig zivile Katastrophenschutzübungen für die Bevölkerung anbieten 825 

8.4.2 Rettungs- und Hilfskräfte stärken 826 

Die personellen und materiellen Kapazitäten bei Feuerwehren, Rettungsdiensten und 827 
Hilfsorganisationen müssen dringend an die Lebensrealität angepasst werden. Immer 828 
weniger Freiwillige stehen tagsüber für Brandschutz und Rettungsaufgaben zur Verfügung, 829 
weil sie in ihrem Hauptberuf nicht darauf zählen können stets sofort oder auch für längere 830 
Zeiträume vom Arbeitgeber freigestellt zu werden.  831 

Als Linke setzen wir uns dafür ein, dass ehrenamtliche Helfer*innen bundesweit einheitlich 832 
abgesichert sind und unabhängig von Einsatzort oder Berufsstatus Hilfe leisten können.  833 
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Die Landesregierung soll dafür sorgen, dass in NRW ehrenamtliche Helfer*innen in 834 
Hilfsorganisationen wie dem DRK, dem ASB, Maltesern oder Johannitern rechtlich komplett 835 
mit den Einsatzkräften der Freiwilligen Feuerwehr und dem Technischen Hilfswerk 836 
gleichgestellt werden. Dies muss auch den Anspruch auf Freistellung und Lohnfortzahlung 837 
bei Ausbildung und Übung betreffen. 838 

Gerade in herausfordernden Situationen ist es essenziell, gleiche Rechte und Leistungen für 839 
alle ehrenamtlichen Einsatzkräfte im Bevölkerungsschutz sicherzustellen. 840 
Allen Kräften im Katastrophenschutz muss eine zeitgemäße und den Aufgaben angepasste 841 
Ausrüstung bereitgestellt wird. 842 

Als Linke wollen wir: 843 
• professionelle und ehrenamtliche Kräfte aufstocken 844 
• Mindestpersonalbedarf und Mindestmaterialausstattung im Katastrophenschutz per 845 

Landesgesetz definieren 846 
• modernes Material und Ausrüstung für alle Kräfte 847 

8.4.3 Wirksame Schutzkonzepte und mehr Gewicht auf Prävention  848 

Extremwetterereignisse wie Starkregen, Dürre, extreme Hitze, Tornados oder Orkane 849 
nehmen zu. Nordrhein-Westfalen ist auf viele Szenarien unzureichend vorbereitet. 850 
Hitzewellen gefährden insbesondere in dicht besiedelten Städten ältere Menschen und 851 
vulnerable Gruppen. Hier braucht es gerade auch in Großstädten und Ballungsgebieten 852 
funktionierende Hitzeschutzkonzepte, die auch städtebauliche Aspekte umfassen. 853 

In NRW sind in den 25 betroffenen Städten und Kreisen 47 Menschen im Zusammenhang mit 854 
der Starkregenkatastrophe des Sommers 2021 zu Tode gekommen. Auch das 855 
Starkregenereignis aus 2008 und die Dürrejahre 2018–2020, 2022 und 2025 mit 856 
Trinkwasserkonflikten zwischen Bevölkerung, Landwirtschaft und öffentlichen Bedarfen in 857 
Ostwestfalen-Lippe zeigen, dass der Klimawandel die Anforderungen an den 858 
Katastrophenschutz deutlich erhöht. Im Mai 2022 trafen Tornados Lippstadt und Paderborn 859 
in Ostwestfalen. 860 

Die extreme Hitze im Sommer 2026 hat neben erheblichen Schäden an der Infrastruktur die 861 
Gesundheit der Menschen belastet und auch zu Todesfällen geführt. Allein für Köln 862 
meldeten die Rettungskräfte an einem Wochenende viermal so viele Tote wie im 863 
Durchschnitt üblich. Einsatzkräfte mussten landesweit unter der Belastung durch Hitze eine 864 
ungeheure Anzahl an Rettungseinsätzen bewältigen.  865 
 866 
Die Verantwortung zum Schutz der Menschen im Land darf nicht allein bei Kommunen 867 
liegen. Land und Bund müssen koordinieren, Soforthilfen sicherstellen, präventive 868 
Maßnahmen unterstützen und insbesondere ausfinanzieren. 869 

Investitionen in den Katastrophenschutz müssen diese Gefahren im Fokus haben und dürfen 870 
sich nicht primär an den Zivilschutzinteressen des Bundes und der Bundeswehr orientieren.  871 
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Als Linke wollen wir: 872 
• wirksame Hitzeschutzkonzepte besonders für Großstädte- und Ballungsräume 873 
• klare Prävention und Krisenmanagement: Frühwarnsysteme, Hochwasser- und 874 

Starkregenmanagement, Risikoanalysen, Wiederaufbau kritischer Infrastruktur, 875 
Hitzeschutz und Krisenfinanzierung durch das Land gewährleisten 876 

• Elementarversicherungen für bestehenden Wohnraum in Risikogebieten ermöglichen 877 
und Menschen mit niedrigem Einkommen bei der Finanzierung unterstützen 878 

8.4.4 Schnellerer Wiederaufbau kritischer Infrastruktur 879 

Die Erfahrung der vergangenen Katastrophenfälle zeigt, dass verstärkte Anstrengungen, 880 
Mechanismen und Programme benötigt werden, um nach einem Ernstfall die 881 
lebensnotwendige kritische Infrastruktur schneller wieder aufbauen zu können. Hierzu 882 
zählen die Versorgung mit Energie und die Bereitstellung von Informationstechnik und 883 
Telekommunikation. Die Brauchwasser- und Trinkwasserversorgung muss gewährleistet 884 
sein, zum Beispiel durch die Bereitstellung von Geräten zur Trinkwasseraufbereitung. Zentral 885 
ist außerdem die Sicherung oder Wiederherstellung der Gesundheitsinfrastruktur von 886 
Arztpraxen, Rettungsdiensten und (mobilen) Kliniken, um verletzte und kranke Menschen 887 
versorgen zu können. Ebenso müssen Müllberge in betroffenen Gebieten rasch entsorgt 888 
werden können, um negative Folgen für Gesundheit und Umwelt zu mindern. 889 

Als Linke wollen wir: 890 
• die schnelle Versorgung mit Energie, Informationstechnik und Telekommunikation 891 

sicherstellen 892 
• die Wasserversorgung gewährleisten 893 
• die Gesundheitsinfrastruktur bereitstellen  894 
• die schnellstmögliche Müllentsorgung  895 

 896 
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8.5 Linke Drogenpolitik: Eine Neuausrichtung hin zu Gesundheitsschutz und 897 
Menschenwürde 898 

Wir treten für eine grundlegende Wende in der Drogenpolitik ein, die nicht auf Prohibition 899 
und Kriminalisierung basiert. Anstatt den Drogenhandel zu reduzieren oder den Konsum 900 
wirksam zu senken, hat repressive Politik dazu geführt, dass der Schwarzmarkt floriert, die 901 
organisierte Kriminalität gestärkt wurde und Konsumierende massiven gesundheitlichen 902 
Risiken durch verunreinigte Substanzen ausgesetzt sind. Unsere Politik basiert auf 903 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und der Achtung der Menschenrechte, wobei wir Sucht 904 
nicht als moralisches Versagen oder kriminelles Delikt, sondern als behandelbare Krankheit 905 
sowie als gesundheitliche und soziale Herausforderung begreifen. 906 

Wir verknüpfen Drogenpolitik untrennbar mit unserer allgemeinen Sozialpolitik, denn Armut, 907 
Perspektivlosigkeit und soziale Ausgrenzung sind oft die Nährböden für problematische 908 
Konsummuster und Abhängigkeiten. Daher ist für uns eine selbstbestimmte Drogenpolitik 909 
auf Augenhöhe untrennbar mit dem Prinzip „Housing First“ verbunden, da eine stabile 910 
gesundheitliche Versorgung die Sicherheit der eigenen vier Wände voraussetzt. Die 911 
Gesundheitsversorgung darf nicht vom Geldbeutel abhängen, weshalb wir eine 912 
bedarfsorientierte und nah am Menschen ausgerichtete Hilfe fordern, die niemanden 913 
aufgrund seiner Lebenssituation stigmatisiert. Wir nutzen alle Spielräume, um in NRW eine 914 
verantwortungsvolle Drogenpolitik umzusetzen, die Drogenkonsum nicht kriminalisiert und 915 
Konsument*innen stigmatisiert, sondern versucht, die gesundheitlichen und sozialen Risiken 916 
für Konsument*innen zu reduzieren. 917 

8.5.1 Gesundheitszentren statt Verdrängungspolitik 918 

Wir wollen in NRW flächendeckend integrierte Drogenhilfe- und Gesundheitszentren 919 
schaffen und bestehende Einrichtungen entsprechend ausbauen. Diese Zentren sollen 920 
Konsumräume, medizinische Versorgung, psychosoziale Beratung, Substitutionsangebote, 921 
Aufenthaltsräume, Hygieneangebote, Streetwork sowie Krisenintervention unter einem Dach 922 
bündeln. Ziel ist es, schwerstabhängige Menschen aus lebensgefährlichen Situationen zu 923 
holen, öffentliche Konflikte zu entschärfen und Zugänge zum Hilfesystem zu schaffen. 924 

Dabei setzen wir auf pragmatische und nicht-repressive Umfeldkonzepte. Polizei und 925 
Ordnungsbehörden sollen im Umfeld solcher Einrichtungen nicht länger auf Vertreibung und 926 
Eskalation setzen. Stattdessen müssen gesundheitspolitische Ziele, Schadensminimierung 927 
und soziale Stabilisierung im Mittelpunkt stehen. Konkret bedeutet das: Sowohl der Konsum 928 
als auch der Handel mit Kleinstmengen muss in diesen Einrichtungen ermöglicht werden. 929 

Darüber hinaus setzen wir uns im Bundestag und Bundesrat für die vollständige 930 
Entkriminalisierung von Konsumierenden sowie für wissenschaftlich begleitete 931 
Modellprojekte zur kontrollierten Abgabe psychoaktiver Substanzen ein. Ziel ist eine 932 
Drogenpolitik, die Gesundheit schützt, den Schwarzmarkt zurückdrängt und 933 
Menschenwürde statt Repression in den Mittelpunkt stellt.  934 
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Als Linke wollen wir: 935 
• die Schadensminderung und soziale Stabilisierung für alle Konsument*innen 936 
• eine flächendeckend integrierte Drogenhilfe- und Gesundheitszentren in NRW 937 

8.5.2 Reaktion auf die veränderte Drogenrealität: Crack, synthetische Opioide und 938 
Nitazene 939 

Das Konsumverhalten hat sich in den letzten Jahren massiv verändert, da vermehrt 940 
hochgefährliche Substanzen wie Crack und synthetische Opioide (z. B. Fentanyl) auf den 941 
Straßen auftauchen. Um hier schnellstmöglich handeln zu können, fordern wir ein 942 
landesweites, Frühwarnsystem, das Gesundheitsämter, Suchthilfeeinrichtungen, 943 
Konsumräume und Kliniken vernetzt. Warnungen vor gefährlichen Beimischungen oder 944 
hochpotenten Stoffen wie Nitazenen müssen mehrsprachig schnell und niedrigschwellig 945 
verbreitet werden – etwa über digitale Warnsysteme, mobile Streetwork-Angebote sowie 946 
großflächige Warnplakate in Konsumräumen und Szenetreffs. Der Schutz vor 947 
Überdosierungen durch unbekannte Beimischungen muss als standardisierte staatliche 948 
Leistung der Gesundheitsvorsorge oberste Priorität haben. Hierzu soll die systematische 949 
Laboranalyse von Substanzproben gefördert werden, um frühzeitig auf gefährliche 950 
Entwicklungen reagieren zu können. 951 

Als Linke wollen wir: 952 
• die Landesweite Vernetzung gegen neue Gefahren wie Nitazene und Fentanyl 953 

inklusive systematischer Laboranalysen 954 
• eine mehrsprachige, niedrigschwellige und schnelle Verbreitung von Warnungen über 955 

diese hochpotenten Stoffe  956 

8.5.3 Offener, legaler und verantwortungsvoller Umgang mit Cannabis 957 

Ein zentraler Bestandteil unserer linken Drogenpolitik ist ein offener, legaler und 958 
verantwortungsvoller Umgang mit Cannabis.  959 

Das Cannabisgesetz der Bundesregierung war ein erster Schritt, bleibt jedoch bürokratisch, 960 
bevormundend und widersprüchlich. Wir wollen, dass NRW bestehende Spielräume nutzt 961 
und sich auf Bundes- und EU-Ebene für eine weitergehende Entkriminalisierung und 962 
Legalisierung einsetzt. 963 

Erwachsene Menschen sollen selbstbestimmt entscheiden können, ohne Angst vor 964 
Strafverfolgung oder gesellschaftlicher Stigmatisierung. 965 

Wir unterstützen deshalb nichtkommerzielle Anbauvereinigungen, gemeinschaftliche 966 
Modelle des Eigenanbaus sowie wissenschaftlich begleitete Abgabestrukturen und den 967 
privaten Anbau im Indoor-Bereich für Bürger*innen. Das langfristige Ziel ist eine 968 
bundesweite, flächendeckende Lösung ohne profitorientierte Kommerzialisierung durch 969 
Großkonzerne. Wir lehnen die aktuellen Abstandsregelungen ab, da sie in der Praxis kaum 970 
rechtssicher umsetzbar sind und neue Repressionsmöglichkeiten schaffen. 971 

Statt Kriminalisierung setzen wir auf Aufklärung, Safer Use, Jugendschutz und soziale 972 
Prävention. Besonders junge Menschen brauchen ehrliche Informationen statt 973 
Angstkampagnen. Unser Ziel ist eine aufgeklärte Gesellschaft, die Risiken reduziert und 974 
Konsumierende schützt, statt sie auszugrenzen. 975 
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Als Linke wollen wir: 976 
• einen offenen und verantwortungsvollen Umgang mit Cannabis 977 
• selbstbestimmte Entscheidungsfreiheit für erwachsene Menschen ohne 978 

Strafverfolgung und gesellschaftliche Stigmatisierung 979 
• Aufklärung und Safer Use, insbesondere für junge Menschen 980 

8.5.4 Akzeptierende Drogenarbeit: Schadensbegrenzung und Überlebenshilfe 981 

Das Konzept der Schadensbegrenzung (Harm Reduction) muss zum Leitprinzip staatlichen 982 
Handelns werden. Wir fordern die flächendeckende Einführung rechtssicherer Drug-983 
Checking-Angebote – sowohl stationär als auch mobil durch spezielle Busse –, damit 984 
Konsument*innen Substanzen anonym auf Reinheit und Wirkstoffgehalt prüfen lassen 985 
können. Ebenso unverzichtbar ist der Ausbau hygienischer Drogenkonsumräume, die Leben 986 
retten und Infektionen verhindern. Hierbei müssen spezifische Schutzräume für FLINTA-987 
Personen geschaffen werden, um geschlechtsspezifischer Gewalt in der Szene wirksam zu 988 
begegnen: 989 

Kinder von drogenabhängigen Eltern brauchen spezifischen Schutz und 990 
Unterstützung. Suchtprävention in Schulen und Kitas soll frühzeitig, alltagsnah und ohne 991 
Stigmatisierung gestaltet sein. 992 

Um Versorgungsgerechtigkeit zu garantieren, fordern wir den Einsatz von Konsumbussen im 993 
ländlichen Raum sowie eine ausreichende Anzahl substituierender Ärzt*innen außerhalb der 994 
Ballungsräume, kombiniert mit einem barrierefreien Zugang zum lebensrettenden 995 
Medikament Naloxon (insbesondere als Nasenspray). In den Städten setzen wir auf 996 
Toleranzflächen und Aufenthaltsorte mit sozialer Betreuung statt Verdrängung. Die Polizei 997 
soll ihre Kontrollen von der Straße weg hin zu den „Nadelöhren der Großhändler“ (z. B. in 998 
den Häfen) verlagern. Dabei muss das Zeugnisverweigerungsrecht für Sozialarbeitende 999 
strikt gewahrt bleiben, um die Vertrauensbasis der Hilfe nicht zu gefährden. 1000 

Als Linke wollen wir: 1001 
• ein Flächendeckendes stationäres und mobiles Drug-Checking 1002 
• den Ausbau von Drogenkonsumräumen mit spezifischen FLINTA-Schutzräumen 1003 
• den barrierefreien Zugang zu Naloxon-Nasenspray für Konsumierende und 1004 

Angehörige 1005 
• die Schaffung von betreuten Toleranzflächen statt repressiver Verdrängung 1006 
• den Ausbau und die Verankerung des Landesprogramm KiPS Prävention NRW (Kinder 1007 

psychisch kranker und suchtkranker Eltern) stärken 1008 
• das Spritzenautomatenprojekt NRW weiterentwickeln und stärken 1009 

8.5.5 Prävention, Investitionswende und Regulierung legaler Suchtmittel 1010 

Unser Ziel ist die Förderung von Drogenmündigkeit durch Peer-Education (Bildungsarbeit 1011 
unter Gleichaltrigen), akzeptierende Jugendarbeit und wissenschaftlich fundierte 1012 
Aufklärung, die fächerübergreifend in Schulen verankert wird. Wir fordern eine massive 1013 
Investitionswende: Mittel, die bislang in ineffektive Repression fließen, müssen konsequent 1014 
in Prävention, Beratung und Therapie umgeschichtet werden. Hierzu fordern wir die 1015 
Einrichtung eines landesweiten Drogenhilfe-Fonds. 1016 
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Zur Stabilisierung Schwerstabhängiger muss die Substitutionsbehandlung ausgebaut und 1017 
die Diamorphinvergabe (medizinisches Heroin) bevorzugt sowie entbürokratisiert werden. 1018 
Schließlich fordern wir auf Bundesebene, sowie auf landeseigenen Werbeflächen eine 1019 
konsequente Regulierung legaler Suchtmittel durch umfassende Werbe- und 1020 
Sponsoringverbote für Alkohol, Tabak und Glücksspiel. Zudem wollen wir die „legale Droge“ 1021 
Zucker stärker regulieren und setzen uns auf Bundesebene für das Anheben der 1022 
Mehrwertsteuer auf 19 % ein. Im Verkehrsrecht fordern wir wissenschaftlich-medizinische 1023 
begründete Grenzwerte für alle Substanzen. 1024 

Als Linke wollen wir: 1025 
• Landesmittel statt in Repression in Prävention, Beratung und Therapie einsetzen 1026 
• die Förderung von Drogenmündigkeit durch Peer-Education und fächerübergreifende 1027 

Aufklärung an Schulen 1028 
• die Substitutionsbehandlung ausbauen und die Diamorphinvergabe 1029 

entbürokratisieren 1030 

8.5.6 Forschung fördern, Therapie ermöglichen 1031 

Eine moderne Drogenpolitik muss sich konsequent am Stand der Wissenschaft orientieren. 1032 
Deshalb wollen wir die Forschung zu psychoaktiven Substanzen und ihrem therapeutischen 1033 
Potenzial stärken. Internationale Studien zeigen zunehmend, dass bestimmte Psychedelika 1034 
unter kontrollierten medizinischen Bedingungen bei schweren psychischen Erkrankungen 1035 
wie therapieresistenten Depressionen, Traumafolgestörungen, Angststörungen oder 1036 
Suchterkrankungen positive therapeutische Wirkungen entfalten können. 1037 

Wir unterstützen deshalb die wissenschaftliche Erforschung sowie die kontrollierte 1038 
therapeutische Anwendung psychoaktiver Substanzen unter medizinischer und 1039 
psychotherapeutischer Begleitung. NRW soll Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen 1040 
und Modellprojekte stärker fördern und sich auf Bundesebene für eine evidenzbasierte 1041 
Reform des Betäubungsmittelrechts einsetzen. 1042 

Für uns gilt dabei klar: Therapeutische Nutzung und Freizeitkonsum sind unterschiedlich zu 1043 
bewerten. Entkriminalisierung bedeutet nicht Verharmlosung. Gerade deshalb braucht es 1044 
wissenschaftlich fundierte Aufklärung, Safer-Use-Angebote und einen verantwortungsvollen 1045 
gesellschaftlichen Umgang mit psychoaktiven Substanzen. 1046 

Als Linke wollen wir: 1047 
• die Unterstützung der therapeutischen Nutzung von Psychedelika bei schweren 1048 

psychischen Erkrankungen 1049 
• die Forschung zu psychoaktiven Substanzen und ihrem therapeutischen Potenzial 1050 

stärken 1051 
• keine Verharmlosung von Freizeitkonsum durch wissenschaftlich fundierte Aufklärung 1052 

und Safer-Use-Angebote 1053 


